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 NACH TRUMPS SCHÜTZZÖLLEN

KOMMT DER 
 HANDELSKRIEG?



Wir haben in dieser Zeitung einen 
zweifachen Schwerpunkt. Auf der ei-
nen Seite werden wir die Gefahr eines 
Handelskriegs diskutieren. Mit Do-
nald Trumps neuen Schutzzöllen ist 
die Gefahr von Vergeltungsmaßnah-
men anderer Länder (insbesondere von 
China) nahezu sicher. Dieses Hoch-
schaukeln kann in letzter Konsequenz 
leicht zu einem globalen Handelskrieg 
führen, der wesentliche Auswirkun-
gen auf die Weltwirtschaft, aber auch 
auf das Machtgefüge an sich haben  
wird. 

Auf der anderen Seite haben wir einen 
Osteruopa-Schwerpunkt. Nach dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion und 
den übrigen Staaten des Warschauer 
Paktes vor bald 30 Jahren und der Wie-
dereinführung des Kapitalismus hat 
sich nicht eine neue glorreiche Epoche 
der Demokratie und des Wohlstands er-
öffnet. Vielmehr ist die Politik von eini-
gen wenigen superreichen Oligarch*in-
nen geprägt, Rassismus, Nationalismus, 
Elend und Korruption stehen auf der 
Tagesordnung.  In diesem Kontext wer-
den wir die Wahlen in Russland und 
Ungarn, den Namensstreit zwischen 
Mazedonien und Griechenland sowie 
die Regierungskrise in der Slowakei 
nach dem Mord an einem Journalisten 
diskutieren. 

Ergänzend zu diesem doppeltem 
Schwerpunkt gibt es auch einen Artikel 
zur Budgetrede und den rückschritt-
lichen Einsparungsplänen der Regie-
rung sowie eine ausführliche Analyse 
der Situation nach den italienischen  
Wahlen.
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Markus Lehner 
Gruppe ArbeiterInnenmacht

Donald Trump mag in vielem wie ein 
Clown wirken. Diesmal könnten die von 
ihm unterzeichneten Dekrete zur Ver-
hängung von Einfuhrzöllen auf Stahl und 
Aluminium und für Strafzölle gegen China 
historische Bedeutung annehmen.. 

Erste Runde der Tweets

Unmittelbar benutzt der US-Präsident 
ein Schlupfloch in der US-Handelspoli-
tik, das ihm bei „Bedrohung der natio-
nalen Sicherheit“ erlaubt, am Kongress 
vorbei „Schutzzölle“ zu dekretieren. Al-
lerdings sind die 25 % Einfuhrzölle auf 
Stahl und 10 % auf Aluminium nach den 
Regularien der Welthandelsorganisation 
WTO eher als Strafzölle zu verstehen.

Insofern machte der US-Präsident damit 
unmissverständlich klar, dass ihm die 
internationalen Handelsabkommen und 
ein eventuelles Strafverfahren bei der 
WTO  im Zweifelsfall egal sind. Als die 
EU-Kommission darauf in vorhersehba-
rer Weise entlang eben dieser WTO-Re-
gularien mit wertgleichen Gegenmaß-
nahmen drohte (25 % Zölle auf Whisky, 
Erdnussbutter, Jeans etc. im Einfuhrwert 
von 2,8 Milliarden Euro), reagierte Trump 
mit der Drohung, dann auch Einfuhrzölle 
auf Autos in ebensolcher Weise zu erhö-
hen. Mit Verweis auf das 800 Milliarden 
Handelsbilanzdefizit der USA erklärte 
Trump über Twitter, dass unter solchen 
Voraussetzungen „Handelskriege gut und 
leicht zu gewinnen“ seien.

Aufregung der Weltpresse

Am deutlichsten und dramatischsten re-
agierte der Londoner „Economist“, seit 
seiner Gründung 1843 ein „Zentralorg-
an“ des Freihandels. Auf der Titelseite des 
Journals wurde Trump als Handgranate 
dargestellt, mit der Überschrift „Gefahr 
für den Welthandel“. Das Blatt titelte 
am 8. März „The rule based system is in 

danger“ (Das auf dem Recht basieren-
de System ist in Gefahr), zog Parallelen 
zu den 1930er-Jahren, als die USA unter 
Präsident Hoover in den Protektionismus 
(Smoot-Hawley Tariff Act) verfielen und 
dabei die Weltwirtschaftskrise erst recht 
zu einer globale Depression verschärften.

Nach Ansicht nicht nur des Economist 
würden die Zölle zwar kurzfristig die 
US-Stahlindustrie stützen, dafür aber 
die Vorprodukte der Stahl verarbeiten-
den Unternehmen, die zu den weitaus 
produktiveren Bereichen der US-Öko-
nomie zählen, verteuern. Dies war auch 
die Erfahrung mit dem letzten Versuch 
unter Präsident Bush, Zölle um 2005 für 
den Stahlbereich einzuführen. Letztlich 
war damals der Druck der anderen In-
dustrien größer und führte zur Wieder-
abschaffung. Auch diesmal haben die 
großen Wirtschaftsverbände, allen voran 
die mächtige US Chamber of Commerce 
gegen eine Ausdehnung der Zollpolitik 
durch den Präsidenten Stellung bezogen 
(Protesterklärung vom 18.3.). Ihr folgte 
auch ein großer Teil der Abgeordneten, 
selbst der Republikanischen Partei. Der 
Rücktritt des Chef-Wirtschaftsberaters 
des Weißen Hauses, Gary Cohn, signali-
sierte sicherlich ein Zerwürfnis mit der 
Freihandelsfraktion in der US-Bourgeoi-
sie. Allerdings wurde mit Lawrence A. 
„Larry“ Kudlow (ehemals Chefökonom 
bei der Investmentbank Bear Sterns) so-
fort wieder ein anderer Republikaner aus 
dem Businessflügel zum Nachfolger er-
nannt, der die Zollerhöhungen noch kurz 
davor als „versteckte Steuererhöhungen“, 
die 5 Millionen Jobs kosten würden, kriti-
siert hatte. Dies könnte darauf hindeuten, 
dass es den USA letztlich nicht wirklich 
um einen Handelskrieg, sondern um eine 
Neuverhandlung der Welthandelsbedin-
gungen geht, in die jetzt Trump seine 
ökonomischen Bulldoggen Lighthizer 
(Handelsbeauftragter) und Ross (Han-
delsminister) schickt.

Dabei sind natürlich die USA alles andere 
als die „Leidtragenden“ des bestehenden 

Handelssystems. Zolltarife spielen seit 
den 90er-Jahren eine immer geringere 
Rolle im internationalen Handel – sie 
gingen im Weltdurchschnitt von 13,1 % 
im Jahr 1995 auf heute 7,5 % zurück. Die 
USA erheben auf EU-Waren im Durch-
schnitt 3,2 % Zoll, die EU auf US-Waren 
im Gegenzug 3,9 %. Insgesamt bleibt 
der Zolleffekt für die Handelsbilanz bis-
her marginal. Entscheidend ist hier das 
Preis-, sprich das Produktivitätsproblem 
bestimmter Sektoren der US-Industrie.

Das Handelsbilanzdefizit der USA wird 
allerdings andererseits wettgemacht 
durch die Stärke des US-Technologie- 
und -Finanzkapitals. So kommt es erst 
zustande, dass trotz des enormen Han-
delsbilanzdefizits der Dollar nicht we-
sentlich abstürzt. Das wiederum führt zur 
Bestärkung der Exportschwäche der her-
stellenden Industrie in den USA. Darüber 
hinaus haben die US-Konzerne wesentli-
che Bereiche ihrer Herstellung entweder 
in die NAFTA-Staaten (Freihandelsab-
kommen mit Kanada und Mexiko) oder 
nach China ausgelagert. So sind 40 % der 
Importe von Elektronik-Waren in die 
USA tatsächlich Produkte von US-chi-
nesischen Joint-Ventures. Offensichtlich 
haben große Teile des US-Kapitals von 
dieser Art internationaler Arbeitsteilung 
stark profitiert.

Konkurrenz China

Allerdings hat sich vor allem nach den 
Erschütterungen im Gefolge der Finanz-
krise und den ihr nachfolgenden großen 
Investitionsprogrammen an der Rolle 
Chinas einiges geändert. Inzwischen ist 
das Land in den Wertschöpfungsketten 
der internationalen Arbeitsteilung we-
sentlich nach oben geklettert. Nunmehr 
beschäftigt China selbst Billigprodukti-
on im von ihm abhängigen Ausland und 
hat technisches Know-how für eigene 
Hochtechnologie-Branchen angesam-
melt. Seine Konzerne können heute de-
nen anderer Großmächte längst auf allen 
Gebieten Konkurrenz machen. Insbeson-

„HANDELSKRIEGE  
SIND GUT“
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dere die USA, die über Hochtechnolo-
giekompetenz und Finanzkapital weiter-
hin am oberen Ende der internationalen 
Wertschöpfungskette stehen, müssen sich 
derzeit durch China essentiell herausge-
fordert fühlen. Die Teile des US-Kapitals, 
die diese Befürchtungen teilen, sind wohl 
auch hinter Trumps Aktionen zu sehen.

Daher war auch die Ankündigung der 
Zolltarife auf Stahl und Aluminium durch 
Trump am 8. März nur das Vorbeben zur 
eigentlichen Show, die am 22. März im 
Oval Office stattfand: Die Ankündigung 
von Strafzöllen gegen China in der Höhe 
von 60 Milliarden Dollar. Zum Vergleich: 
Das von den Zöllen bei Stahl betroffene 
Volumen des EU-Exportes betrug etwa 
5 Milliarden. Interessanterweise verkün-
dete Lighthizer am selben Tag im zu-
ständigen Kongresskomitee, dass die EU 
vorerst zusammen mit den NAFTA-Staa-
ten, Australien, Argentinien, Brasilien 
und Südkorea (Japan wurde irgendwie 
vergessen) von den Zöllen für Stahl und 
Aluminium vorläufig (bis Anfang Mai) 
ausgenommen würden.

Letztere Tatsache zeigt, dass sich hier im 
Rahmen des Handelskonflikts auch eine 
verstärkte Neuordnung der imperialisti-
schen Weltordnung abspielt. Noch An-
fang März forderten alle Freihandels-Ent-
husiast*innen auch innerhalb der EU bis 
hin zu den Sozialdemokrat*innen ge-
schlossene Ablehnung und begannen Ge-
spräche mit China und anderen Mächten 
für gemeinsame Gegenaktionen. Kanada 
war als erstes umgefallen, zu Kompro-
missen bei den NAFTA-Verhandlungen 
bereit, um dann auch als erstes von den 
Zöllen ausgenommen zu werden.

Die EU blieb zwar geschlossen und 
EU-Kommissarin Malmström wie auch 
der deutsche Bundeswirtschaftsminister 
Altmaier bearbeiteten Lighthizer und 
Ross. Kurz vor der vorläufigen Einigung 
erklärte CDU-Politiker Jürgen Hardt 
(Koordinator für transatlantische Bezie-
hungen im auswärtigen Amt): „Natürlich 
werden wir den Amerikanern auch sa-
gen, dass wir gemeinsame Maßnahmen 
gegen unfaire Handelspraktiken aus Chi-
na ergreifen könnten“ (FAZ, 17.3.). Im In-
teresse der EU sei es eher, eine Einigung 
mit den USA anzustreben, als sich auf die 
Seite Chinas zu stellen. Dies ist nun offen-
bar geschehen und die Liste der Länder 
mit Ausnahmen zeigt, wie isoliert China 
gegenüber dem viel massiveren Angriff 
vom 22. März dasteht. Das letzte Wort 

in Sachen Blockbildung ist damit aber si-
cher nicht gesprochen – die Ausnahmen 
gelten ja nur bis zum 1. Mai und die mas-
siven US-Forderungen an die EU kön-
nen auch jederzeit einen Frontenwechsel  
bewirken.

Tatsächlich sind die USA schon wegen der 
Größe ihrer Binnenökonomie wesentlich 
weniger vom Warenexport abhängig als 
alle anderen Konkurrenten. Der aktuelle 
Einschnitt in den Welthandel trifft da-
her alle Ökonomien heftiger, die stärker 
vom Export abhängig sind – also nicht 
nur China, sondern auch Deutschland. 
So erklärte der Hauptgeschäftsführer des 
DIHT (Industrie- und Handelskammer-
tag) Wansleben: „Wir sind heute alle ein 
bisschen China“ (ntv, 23.3.).

Die Befürchtung, dass ein Handelskrieg 
zwischen USA und China insgesamt zu 
einem Einbruch im Welthandel und da-
mit auch zu einem Problem für die deut-
schen Exporte geraten könnte, liegt auf 
der Hand. In den 1930er Jahren führte 
die gegenseitige Aufschaukelung im Zoll-
krieg zu einer Halbierung des Welthan-
dels innerhalb von nur 3 Jahren. Auch 
heute entwerfen Ökonom*innen des IWF 
bedrohliche Szenarien für das Abbrechen 
des 2017 gerade erst begonnenen Erho-
lungszyklus der Weltwirtschaft. Schon 
werden um bis zu 1 % geringere Wachs-
tumsraten als möglich gesehen bezie-
hungsweise sogar wieder ein Weg in die 
Rezession. Es ist daher auch nicht ver-
wunderlich, dass selbst in den USA die 
Ankündigung von Trump am 22.3. sofort 
zu einem Absturz des Börsenindex DOW 
um mehr als 700 Punkte führte.

Viel wird jetzt natürlich auf die Reaktion 
Chinas ankommen. Ohne Zweifel hat es 
ein Problem mit seinem überdimensi-
onierten Stahlsektor, der die Welt mit 
Billigstahl überschwemmt. Da er aber 
ein wichtiger Sektor der politisch bedeut-
samen Staatswirtschaft ist, hätten Kom-
promisse hier innenpolitisch schwer-
wiegende Folgen für die Staatsführung. 
Auch die Fragen von Patentrechten und 
angeblich illegalem Technologietransfer 
berühren Kernelemente des neuen Wirt-
schaftsplans. Die chinesische Staatsfüh-
rung wird auch in Fragen der Öffnung 
der Märkte (direkte Kapitalkontrolle bei 
Investitionen) kaum zu Zugeständnissen 
bereit sein.

Die ersten Erklärungen aus China zu 
Trumps Maßnahmen klangen denn auch 

sehr patriotisch und fast wie Mobilisie-
rung für einen Krieg. Es ist daher nicht 
unwahrscheinlich, dass China tatsächlich 
zu Gegenmaßnahmen greift. So könnten 
z.B. Zölle auf Import von Soja aus den 
USA erhoben werden (12 Milliarden), 
was speziell Trumps Wähler*innenschaft 
in Soja produzierenden Bundesstaaten 
extrem treffen würde. Da müsste aller-
dings auch Brasilien als Ersatzlieferant für 
Soja nach China mitspielen. Auch könn-
te China den Export von seltenen Erden 
in die USA unterbinden, was die High-
tech-Industrie dort schwer treffen würde. 
Schließlich wird China mit schwinden-
dem Marktzugang in den USA aggressi-
ver in andere Märkte, so auch in die EU, 
drängen. Dies ist schon jetzt absehbar im 
Stahlsektor – was die europäische Stah-
lindustrie weitaus heftiger treffen könnte 
als die US-Zölle. Alles in allem sind die 
Aussichten auf eine Periode turbulenter 
Handelskonflikte und Einbrüche in der 
Weltwirtschaft stark gewachsen.

Ein Blick in die Geschichte

Der Kapitalismus kennt unterschiedliche 
Welthandelsordnungen. So war es die 
britische Bourgeoisie, die seit den 1840er 
Jahren weltweit ein Freihandelsregime 
unter Dominanz der britischen Indust-
rie durchsetzte. Dabei durchzog sie z.B. 
Europa mit einer Reihe von Handelsab-
kommen (am einschneidendsten 1860 
mit Frankreich), die die Zölle wesentlich 
nach unten anglichen. Schließlich wurde 
mit dem Goldstandard 1879 ein Mecha-
nismus gefunden, der den Regierungen 
„automatisch“ eine Anpassung an die 
Handelsströme aufzwang (Handelsbi-
lanzdefizite führten durch Goldabfluss 
automatisch zu Währungsabwertung). 
In der vorimperialistischen Epoche war 
es jedoch auch in diesem Rahmen noch 
möglich, dass einzelne protektionistische 
Inseln errichtet werden konnten. Auf-
strebende Konkurrenten für das britische 
Kapital in Deutschland, USA und Japan 
konnten bestimmte Bereiche ihrer Indus-
trien und Landwirtschaft durch Schutz-
zölle hochpäppeln, verblieben jedoch im 
Rahmen eines von Großbritannien ga-
rantierten Weltfreihandels.

Der imperialistische Widerspruch eska-
lierte schließlich im Ersten Weltkrieg, mit 
dem auch für einige Jahre Weltfreihandel 
und Goldstandard zusammenbrachen. 
Die verzweifelten Versuche Britanniens, 
1925 den Goldstandard wiedereinzufüh-
ren, kontrastierten damit, dass es schon 
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längst nicht mehr in der Lage war, den 
Welthandel zu ordnen. Mit der Wirt-
schaftskrise brachen dann in den 1930er 
Jahren Goldstandard wie Welthandels-
system zusammen. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg wurde mit dem System von 
Bretton-Woods ein sehr viel weniger of-
fenes System errichtet. Nur der Dollar als 
Leitwährung hatte noch Goldbindung. 
Das Zollniveau war weitaus höher als in 
der britischen Periode und das System 
lebte insgesamt von der Dominanz der 
US-Kapitalexporte. Der enge Rahmen 
und die eindeutige Hegemonie einer im-
perialistischen Macht ermöglichten je-
doch die kapitalistische Boomperiode der 
Nachkriegszeit bis zum Zusammenbruch 
von Bretton-Woods Anfang der 1970er 
Jahre.

Nach den Krisen der 1970er-/80er Jah-
re, in denen verschiedene Regime (frei 
fließende Währungen, Wechselkursfixie-
rungen, Handelsbeschränkungen versus 
-liberalisierungen) sich abwechselten 
und neue Konkurrenz zum US-Kapital 
auftauchte, gelang es erst in den 1990er 
Jahren wieder, ein neues System des 
Welthandels zu errichten. Das Wäh-
rungssystem wird nunmehr endgültig 
von „den Märkten“ (vor allem für De-
visen, Derivate, Staatsanleihen) domi-
niert und die Deregulation der internen 
Märkte erlaubt privaten Kapitalexport 
in zuvor nicht gekanntem Ausmaß. Die 
Produktionsketten der großen Kapitale 
sind heute auch in der Tiefe international, 
wodurch ein beträchtlicher Teil des Welt-
handels aus Handel mit Zwischenpro-
dukten besteht. Zentral für die relative 
und vorübergehende Stabilisierung der 
Globalisierungsperiode war jedoch auch 
der Aufstieg Chinas zur billigen Weltfa-
brik, kombiniert mit seiner Ausnahme 
vom gegenwärtigen Währungssystem, 
d.h. einer künstlich niedrig gehaltenen 
chinesischen Währung. Dollarankäu-
fe durch die chinesische Zentralbank, 
billige China-Ware und eine durch die 
US-Vermögen gedeckte Schuldenökono-
mie zur Finanzierung des US-Imports 
waren die Motoren des Globalisierungs-
aufschwungs.

Krise 2008

Durch die Wirtschaftskrise nach 2008 
wurde dieses Wachstumsmodell offen-
sichtlich erschüttert, konnte aber durch 
die Politik des billigen Geldes (Quanti-
tative Easing) und durch große staatli-
che Investitionsprogramme vor allem in 

China zumindest eine Zeitlang weiter 
betrieben werden – allerdings vor dem 
Hintergrund einer stagnativen Grund-
tendenz der Weltwirtschaft. Insgesamt 
hat dies aber zu einer wesentlichen Stär-
kung Chinas geführt und langfristig wird 
es sicherlich eine andere Rolle anstreben, 
als ihm in der Globalisierungsperiode 
zufiel. Offensichtlich stehen wir wieder 
einmal vor einer Neuordnungsauseinan-
dersetzung der kapitalistischen Mächte. 
Dies wird nicht mit ein paar Auseinan-
dersetzungen um Zölle beendet werden. 
Es sind vielmehr ähnlich turbulente Zei-
ten wie etwa in den 1970er/80er Jahren 

zu erwarten. Auch damals gab es immer 
wieder scheinbare Stabilisierungen in 
der Rückkehr zu alten Regeln, z.B. die 
Plaza-Louvre-Abkommen zur Fixierung 
der Wechselkurse. Je nach Heftigkeit der 
Auseinandersetzungen sind jedoch auch 
schwerwiegendere Einbrüche wie Anfang 
der 1930er Jahre möglich. Selbst wenn es 
in den USA zu einem Regierungswechsel 
oder bei den nächsten Kongresswahlen 
zu einem Mehrheitswechsel kommt, so 
wird der Gegensatz zu China nicht ver-
schwinden und die Maßnahmen jeder 
US-Regierung werden in nächster Zeit 
weiterhin die Weltmarktordnung er-
schüttern.

Auch wenn die USA bzw. ihr Präsident 
den aktuellen Konfrontationskurs mit 
den großen Handelspartnern und gleich-
zeitigen Rivalen vor allem als Mittel be-
trachten, die eigene Position auf dem 
Weltmarkt zu verbessern und die Kon-
kurrentInnen zu Zugeständnissen zu 
zwingen, so kann aus dem Wetterleuchten 
am Firmament der Weltwirtschaft leicht 
ein Orkan werden. Ein Handelskrieg mag 
zwar nicht gewünscht sein, die Konfron-
tation hat jedoch ihre eigene Logik, die zu 
einer Verschärfung der Lage führen kann 
und in den kommenden Jahren auch  
führen muss.

Und die Arbeiter*innenklasse

In dieser Situation ist es umso wichtiger, 
dass sich die Arbeiter*innenklasse nicht 
vor den Karren der „eigenen“ herrschen-

den Klasse spannen lässt. Die Verspre-
chungen Trumps an die Lohnabhängigen 
in der US-Stahlindustrie werden sich 
in jedem Fall als heiße Luft entpuppen. 
Allenfalls können sie vorübergehend 
auf Jobs hoffen – allerdings zu weitaus 
schlechteren Arbeitsbedingungen und 
geringeren Löhnen. Insgesamt werden 
alle Regierungen versuchen, die Kosten 
eines Handelskriegs auf die Lohnabhän-
gigen in Form höherer Preise abzuwälzen 
– sei es durch verteuerte Importe oder, 
indem der Kauf teurer heimischer Pro-
dukte als patriotische Pflicht dargestellt 
wird. 

Jede Unterstützung einer solchen Politik 
kann nur zur nationalistischen Spaltung 
der Lohnabhängigen verschiedener Län-
der führen. Daher muss jede Mitwirkung 
der Gewerkschaften, der sozialdemo-
kratischen oder linker Parteien an einer 
Schutzzollpolitik scharf verurteilt werden 
– ebenso wie umgekehrt die Lebenslü-
gen des kapitalistischen Freihandels und 
seine leeren Versprechungen denunziert 
werden müssen.

Jeder nationale Schulterschluss hinter 
den Handelspraktiken der „eigenen Re-
gierung“, jeder Akt der „Vergeltung“ mit 
eigenen Schutzzöllen muss entschieden 
zurückgewiesen werden. Handelskriege 
sind letztlich keine rein ökonomischen 
Angelegenheiten, dienen nicht nur der 
Verteidigung oder Eroberung von Positi-
onen auf dem Weltmarkt, sondern auch 
in der imperialistischen Weltordnung. 
Sie sind Teil eines Kampfes um die Neu-
aufteilung der Welt, der sich heute zwi-
schen den alten und neuen Großmächten 
entwickelt. Nur wenn die Arbeiter*in-
nenklasse in ihrer „eigenen“ imperialis-
tischen Bourgeoisie und nicht im „Han-
delsrivalen“ den Hauptfeind erkennt, 
wenn sie den Klassenkampf nicht im 
„nationalen“ Interesse zurückstellt, kann 
eine Zuspitzung der wachsenden Kon-
kurrenz, ein Welthandelskrieg und des-
sen politische Folgewirkungen verhin-
dert werden – durch den internationalen 
Klassenkampf, durch die sozialistische  
Weltrevolution.                                         

In dieser Situation ist es umso wichtiger, dass sich die Ar-
beiter*innenklasse nicht vor den Karren der „eigenen“ 
herrschenden Klasse spannen lässt. Die Versprechungen 
Trumps an die Lohnabhängigen in der US-Stahlindus-
trie werden sich in jedem Fall als heiße Luft entpuppen. 

“
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Michael Märzen

Am 18. März fand die Präsidentschafts-
wahl in Russland statt und kaum jemand 
war von dem Ergebnis überrascht. Wladi-
mir Putin erreichte 76,69 % der Stimmen 
und tritt damit seine vierte Amtszeit als 
russischer Präsident an. Wir werfen einen 
Blick auf die Herrschaft Putins, die wich-
tigsten Oppositionskräfte dieser Wahl und 
die Herausforderungen des russischen Ka-
pitalismus.

Das System Putin

Putins Machtaufstieg wurde, dem Willen 
der Herrschenden statt dem des einfa-
chen Volkes entsprechend, von seinem 
Vorgänger Boris Jelzin ermöglicht. Dieser 
machte ihn im August 1999 vom Direk-
tor des Inlandsgeheimdiensts FSB zum 
Ministerpräsidenten und erklärte ihn zu 
seinem Nachfolger.

Zu diesem Zeitpunkt befand sich das po-
litische System Russlands in einer tiefen 
Krise. Der Prozess der kapitalistischen 
Restauration, eingeleitet durch die stali-
nistische Bürokratie selbst, war ein cha-
otischer und langer. Die Wirtschaftsleis-
tung in den 90er Jahren brach um über 
40 % ein, fast die Hälfte der Bevölkerung 
verarmte,  während sich gleichzeitig eine 
kleine Minderheit mit guten Verbindun-
gen zur Regierung bei den Privatisierun-
gen schamlos bereicherte, Milliarden aus 
dem Land schaffte und das politische 
Leben dominierte.  Im August 1998 traf 
das Land eine Finanzkrise und damit 
eine scharfe politische Krise, in der Jel-
zin um seine Macht fürchten musste. Die 
kommunistische Partei und die nationale 
Gewerkschaftsföderation riefen zum Ge-
neralstreik auf und zum Sturz des Präsi-
denten.
Putin war auserkoren worden, durch ei-
nen autoritären Kurs mit der instabilen 
Herrschaft aufzuräumen. In seiner neu-
en Rolle gehörte zu einer seiner ersten 
Handlungen ein „Krieg gegen den Ter-
ror“ vor dessen Hintergrund er sich nach 

Jelzins Rücktritt zum Präsidenten wählen 
ließ. Putin musste die Oligarchie zügeln 
und ihren politischen Einfluss zurück-
drängen um die Macht zu zentralisieren 
und die Wirtschaft durch den Staat zu 
stützen. Die Kapitalist*innenklasse muss-
te zur Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft 
einen Teil ihrer politischen Macht abge-
ben, zugunsten eines besonderen Teils 
des Staatsapparats, dem Geheimdienst. 
Das System Putin ist seither ein autori-
täres und korruptes System mit starken 
bonapartistischen Zügen.

Opposition?

Putin hat auch eine Partei, auch wenn der 
Präsident selbst natürlich kein Mitglied 
ist. „Einiges Russland“ ist eine Sammlung 
von Politiker*innen und Beamten, ohne 
ausgefeilte Programmatik, zur Unterstüt-
zung der Regierung und des Präsidenten. 
Es gibt aber auch andere Parteien und 
eine mehr oder weniger ernst zu neh-
mende Opposition.

Die stärkste Partei abseits von „Einiges 
Russland“ ist die „Kommunistische Par-
tei der Russischen Föderation“. Die KPRF 
(bei der Präsidentschaftswahl 6,9 %) ging 
aus der KPdSU hervor, gibt sich aber 
nach außen hin stalinistischer als ihre 
Vorgängerin. Zusätzlich vertritt sie klar 
nationalistische, pro-imperialistische 
und homophobe Positionen und geht in 
den allermeisten Fragen mit der Regie-
rung. Der Parteiführer Sjuganow ist der 
Auffassung, dass sich der Klassenkampf 
in einen Kampf der Zivilisationen entwi-
ckelt habe und ist bekennendes Mitglied 
der orthodoxen Kirche.  Die KPRF ist 
also weder eine marxistische Kraft, noch 
eine ernsthafte Opposition.

Nicht wenig Bedeutung hat auch die weit 
rechts stehende „Liberaldemokratische 
Partei“ von Wladimir Schirinowski (5,7 
%). Weit mehr Aufmerksamkeit als KPRF 
und LDPR erhalten in den westlichen Me-
dien allerdings liberalere Kräfte, obwohl 
sie nur sehr wenig Bedeutung haben. 

An erster Stelle ist hier Alexei Nawalny 
zu nennen. Der Rechtsanwalt macht seit 
einiger Zeit gegen das Putin-Regime mo-
bil, auch auf der Straße mit Demonstra-
tionen. Sein Hauptthema ist Korruption, 
ein klares Programm hat er nicht und 
natürlich ist auch er Nationalist. Nawal-
ny wollte bei den Präsidentschaftswahlen 
kandidieren, wurde wegen einer früheren 
Verurteilung aber nicht zugelassen. Statt 
dessen kandidierte Xenija Sobtschak (1,3 
%). Nawalny hieß das nicht gut denn er 
sah in dieser Kandidatur einen Schach-
zug Putins um seine Anhänger*innen 
zu mobilisieren und die Opposition zu 
spalten. Der Verdacht besteht nicht ohne 
Grund, immerhin ist Sobtschak die Toch-
ter des (verstorbenen) politischen Zieh-
vaters von Wladimir Putin.

Russischer Imperialismus

In Russland hat man trotz des Zusam-
menbruchs der Sowjetunion die eigenen 
Großmachtambitionen nicht aufgegeben 
und lebt diese heute, wie das Engagement 
in Syrien zeigt, wieder verstärkt aus. Pu-
tin hat den Kampf um die Neuaufteilung 
der Welt aufgenommen, auch wenn Russ-
land noch ein schwacher „Global Player“ 
ist. Auf diesen Erfolg kann sich sein Regi-
me weiterhin politisch stützen, doch die 
Unsicherheiten nehmen wieder zu. Die 
Konjunktur wurde durch die Finanzkri-
se und 2015 durch den fallenden Ölpreis 
und die westlichen Wirtschaftssanktio-
nen hart getroffen. Viele osteuropäische 
Länder wenden sich der EU und der 
NATO zu. Um dem eigenen imperialisti-
schen Anspruch gerecht zu werden muss-
te die Schwächung der US-Vorherrschaft 
und die Krise der EU zur Einflusserwei-
terung genutzt werden. Das hat die Span-
nungen zum Westen drastisch verschärft. 
Die Widersprüche der imperialistischen 
Weltordnung treten schärfer hervor. 
Wenn angesichts dessen die Arbeiter*in-
nenklasse beginnt aufzubegehren, dann 
wird es auch mit dem System Putin rasch 
zu Ende gehen.                                          

PUTINS REGIME GEHT IN  
DIE VERLÄNGERUNG

PRÄSIDENTSCHAFTSWAHL IN RUSSLAND
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Alex Zora

Seit acht Jahren regiert Viktor Orbán mit 
seinem „Ungarischen Bürgerblock“ (Fi-
desz) in Ungarn. Die ungarische Regie-
rung war und ist eine der Vorreiterinnen 
der rechten Regierungen in Europa. Mit 
offenem Rassismus gegenüber Muslim*in-
nen und Flüchtlingen sowie vermehrt 
auch Antisemitismus stellt die Fidesz-Re-
gierung das Vorbild für viele rechte und 
rechtspopulistische Parteien in Europa da. 
Nun muss sie sich der Wiederwahl stellen. 
Wenn die Umfragen auch nur annähernd 
stimmen, dann ist die Wiederwahl mit 
großer Mehrheit nahezu sicher.

Autoritäre Umstrukturierung

In den Jahren seit 2010 machte Ungarn 
eine starke autoritäre Wende durch. Fi-
desz nutzte ihre, bei den Wahlen mit nur 
52,7 % der Stimmen erreichte, 2/3-Mehr-
heit an Mandaten im Parlament um den 
Staatsapparat in ihrem Sinne umzugestal-
ten. Orbán schritt – offenbar auch gegen 
die Empfehlung vieler Parteikolleg*innen 
– schnell zur Tat. Es wurde eine restrik-
tive Mediengesetzgebung erlassen, die es 
der Regierung erlaubt, hohe Strafen gegen 
unliebsame Beiträge zu verhängen und 
die staatlichen Medien wurden unter die 
Fuchtel von Fidesz-Parteikolleg*innen 
gebracht. 2011 wurde mit der 2/3-Mehr-
heit der Fidesz auch eine neue Verfas-
sung beschlossen, die (vor allem mit der 
Schwächung des Verfassungsgerichts) die 
Macht der regierenden Partei noch weiter 
einzementierte.  Über die Jahre kamen 
weitere autoritäre Entwicklungen hin-
zu: Änderungen bei den Wahlgesetzen, 
Einschränkungen für NGOs (insbeson-
dere solche im Flüchtlingsbereich) und 
schließlich auch noch die Betonung Or-
báns, dass er eine „illiberale Demokratie“ 
anstrebe.

Außenpolitisch beansprucht Orbán die 
Stellung der EU-kritischsten Regierung 
für sich. In zentralen Vorhaben der EU 
zeigte er sich ablehnend und blockie-

rend (in vielen wichtigen Fragen müs-
sen EU-Beschlüsse einstimmig getroffen 
werden). Das ist ein wichtiges Problem 
für die EU, umso mehr als 2015 in Polen 
mit der PiS eine Fidesz-ähnliche Partei an 
die Macht kam. Diese beiden „aufmüpfi-
gen“ Ländern sind einer der wesentlichen 
Gründe dafür, dass die EU stark reform-
bedürftig ist, um auch wirklich hand-
lungsfähig sein zu können. Ungarn kann 
auch erfolgreich EU-Maßnahmen gegen 
Polen verhindern. Zusätzlich dazu pflegt 
Orbán auch ein gutes Verhältnis zu Putin, 
der ein sogar noch autoritäreres System 
betreibt. 

Rassismus und Korruption

Durch kaum etwas aber sticht Orbáns 
Fidesz so hervor wie durch ihren Rassis-
mus. Von der FPÖ bis zu den Identitären 
ist die ungarische Regierung Vorbild für 
viele Rechte. In der sogenannten Flücht-
lingskrise baute Ungarn einen 4 Meter 
hohen Zaun an der serbischen Grenze 
und legte sich bei der EU-weiten Vertei-
lung von Geflüchteten quer. Seit einigen 
Jahren ist neben der Hetze gegen Roma 
und Sinti auch der offene anti-muslimi-
sche Rassismus ein wichtiger Bestandteil 
der Politik von Fidesz, die mit ihrer Kam-
pagne gegen den in Ungarn geborenen 
US-Mulitmilliardär George Soros aber 
auch vor offenem Antisemitismus nicht 
zurückschreckt. 

Mit dieser Politik im Kontext des Rechts-
rucks in Europa schafft es die Fidesz 
erfolgreich, ein populäres Image zu be-
wahren. Das obwohl Korruption und 
Freunderlwirtschaft für Orbán und Co. 
auf der Tagesordnung stehen. So ha-
ben fünf enge Bekannte von Orbán 
alleine 5 % der EU- und Regierungs-
gelder für ihre diversen Unternehmen  
bekommen.

Wahlen

Die größte Partei nach der Fidesz wird 
vermutlich die faschistische Jobbik wer-
den, die im Windschatten des Rechts-
kurses von Orbán sich auch wesentlich 
stärken konnte und voraussichtlich bei 
den Wahlen an die 20 % bekommen 
wird. Die Sozialdemokratie MSZP, die 
2006 noch mit über 40 % stärkste Kraft 
geworden war, dümpelt in Umfragen bei 
ca. 15 % herum. Eine schlagkräftige linke 
Alternative ist auf dem Wahlzettel nicht 
vorhanden. 

Viktor Orbán wird vermutlich gestärkt 
aus den Wahlen hervor gehen, wenn 
nicht sogar wieder mit einer 2/3 Mehrheit 
im Parlament, die Orbán 2015 nach einer 
Zwischenwahl verloren hatte. Damit wird 
auch die rechtspopulistische Fraktion in 
der EU gestärkt werden. Die schwarz-
blaue Regierung ist jetzt schon auf gutem 
Fuß mit Orbán. Erst Ende Jänner war er 
zu Besuch bei Kanzler Kurz. Auch Au-
ßenministerin Kneissl war erst kürzlich 
in Ungarn zu Besuch. 

Nichtsdestotrotz gibt es strategische Dif-
ferenzen der beiden rechten Regierungen 
in Ungarn und Österreich. Einerseits ist 
für Österreich die enge wirtschaftliche 
Beziehung zu Deutschland wichtiger als 
zu Ungarn, weshalb Österreich bei einer 
Aufteilung der EU in „zwei Geschwindig-

keiten“ nicht zurück bleiben möchte, an-
dererseits will Orbán seine starke innen-
politische Position verwenden um in der 
Zusammenarbeit der Länder eine Füh-
rungsrolle anzumelden, was natürlich 
für den österreichischen Imperialismus 
nicht möglich ist.  Das heißt trotz der 
politischen Nähe von Schwarz-Blau und 
Orbán wird das Verhältnis auf absehbare 
Zukunft nicht so einfach sein.                 

SCHON WIEDER  
ORBÁN?

WAHLEN IN UNGARN

Viktor Orbán wird vermutlich gestärkt aus den Wah-
len hervor gehen, wenn nicht sogar wieder mit einer 2/3 
Mehrheit im Parlament.“
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Günther Schneider

Innerhalb der Republik Jugoslawien gab 
es von 1944 bis 1991 eine Teilrepublik 
namens Mazedonien. Die griechische Re-
gierung hatte dagegen keinen Einspruch. 
Als eben diese Teilrepublik 1991 ihre Un-
abhängigkeit erklärte und historische, 
hellenistische Namen - wie Republik Ma-
zedonien - und Symbole benutzte, pro-
testierte die griechische Regierung und 
blockiert seitdem die Aufnahme Ma-
zedoniens in die EU und ebenso in die  
NATO.

Die Nationalen und Reaktionären in 
Griechenland behaupteten, dass Maze-
donien Teile von Griechenland annektie-
ren werde. Am 6. Januar 1992 wurde die 
mazedonische Verfassung um den Satz 
ergänzt: „Die Republik Mazedonien hat 
keine territorialen Ansprüche gegenüber 
benachbarten Staaten.“ Am 11. Januar 
1992 verpflichtete sich der mazedonische 
Außenminister, auf jegliche feindliche 
Propaganda gegenüber Griechenland zu 
verzichten.

Wirtschaft Mazedoniens

Im Februar 1994 verkündete die 
PASOK-Regierung ein totales Wirt-
schaftsembargo gegenüber Mazedoni-
en. Ein Viertel des Außenhandels und 
90 Prozent des Ölhandels Mazedoniens 
wurden im Hafen von Thessaloniki abge-
wickelt. Das griechische Embargo würgte 
das mazedonische Wirtschaftsleben ab. 
Es gab Massenarbeitslosigkeit und Löh-
ne wurden nicht ausgezahlt. Für viele 
mazedonische Familien war der Winter 
1994/95 ein Winter ohne Heizung.

„Erst mit dem griechisch-mazedonischen 
Interimsabkommen vom Oktober 1995 
wurde das Embargo aufgehoben. Unter 
Ausklammerung der nach wie vor strit-
tigen Namensfrage nahmen die beiden 
Staaten diplomatische Beziehungen auf. 
Im April 1993 war Mazedonien unter dem 

Namen FYROM (Former Yugoslav Repub-
lic of Macedonia) in die UNO aufgenom-
men worden. Griechenland bestand dar-
auf, dass Mazedonien im internationalen 
Verkehr nur unter diesem Namen auftre-
ten sollte. Gleichzeitig führte das Abkom-
men dazu, dass griechisches Kapital zum 
wichtigsten Auslandskapital in Mazedoni-
en wurde. Das griechische Embargo und 
das Veto bei der Mitgliedschaft in NATO 
und EU hat dem griechischen Kapital den 
Weg zur ökonomischen Übernahme der 
Nachbarrepublik und einer dominieren-
den Stellung auf dem Balkan geebnet. […] 

Tatsächlich ist das Gerede von der irre-
dentischen Gefahr (dass Mazedonien mit 
Gewalt Gebiete von Griechenland erbeu-
ten wolle – Anm. d. Verf.) aus Mazedonien 
absolut grotesk. Selbst nach der Krise liegt 
das Bruttoinlandsprodukt von Griechen-
land bei etwa 180 Milliarden Euro, das 
von Mazedonien bei gerade einmal 9 Mil-
liarden. Mazedonien ist einer der ärmsten 
Staaten Europas mit den größten sozialen 
Gegensätzen. Griechenland gibt zwei Pro-
zent seines Bruttoinlandsprodukts für das 
Militär aus, das sind ca. 4 Milliarden Euro. 
Die Regierung in Skopje hat dafür gerade 
einmal 90 Millionen Euro zur Verfügung. 
Die mazedonische Armee hat 16.000 Sol-
daten, die griechische mit 147.000 fast 
neunmal so viel. Griechenland hat eine 
der modernsten Luftwaffen. Die mazedo-
nische Armee hat nicht mal ein einziges 
Flugzeug.“ (marx21)

Skopje 2014

Mit einem gigantischen Bauprojekt, 
»Skopje 2014«, der konservativen Regie-
rung Nikola Gruevski sollte das Anden-
ken der Bevölkerung an die nach wie vor 
populäre jugoslawische Vergangenheit 
mit neobarocken Fassaden ausgelöscht 
werden. Die Weltwirtschaftskrise ließ 
alle ökonomischen Träume Mazedoni-
ens platzen. Dafür kamen Arbeitslosig-
keit, Schulden und Not. 2015/2016 gab 
es Massenproteste gegen das reaktionäre, 
autoritäre und korrupte Regime unter 

Gruevski. Eine neue Partei - „Levica“ 
(Linke) - wurde gegründet und anfangs 
2017 musste Gruevski der Regierung un-
ter dem Sozialdemokraten Zoran Zaef 
Platz machen.

Interessen der USA und der EU

Die USA will den gesamten Balkan un-
ter der Führung der NATO kontrollie-
ren. Sie hat Tsipras unter Druck gesetzt, 
mit Mazedonien einen Kompromiss zu 
schließen. Ein UNO-Gesandter hat ei-
nen zusammengesetzten Namen, etwa 
Nord-Mazedonien, vorgeschlagen um 
den Namensstreit beizulegen. Der neue 
mazedonische Premier und auch die Re-
gierung Tsipras in Athen signalisierten 
Bereitschaft zum Einlenken. Ziel ist, den 
Konflikt jetzt zügig zu lösen, um schon 
im Juli beim nächsten NATO-Gipfel den 
Beitritt Mazedoniens zum Nordatlanti-
schen Bündnis und auch den Weg in die 
EU zu ermöglichen.

Was ist notwendig?

Kein Diktat des Staatsnamens Mazedo-
niens durch das Griechenland oder die 
USA, sondern Entscheidung durch das 
Volk. Recht auf Selbstbestimmung in der 
nationalen Frage!
Gemeinsamer Kampf gegen die NATO 
weltweit und gegen deren Expansion 
am Balkan. Die Linke in Mazedonien, 
Levica, gibt darauf die richtige Antwort:  
„Auch unter unserem verfassungsmäßigen 
Namen wollen wir nicht in die NATO!“
Die Armut in Mazedonien ist noch viel 
stärker als in Griechenland. Für die Lin-
ken in Griechenland ist es notwendig, 
gegen die ökonomische Dominanz Grie-
chenlands aufzutreten. Gemeinsamer 
Kampf gegen die kapitalistische Ausbeu-
tung in Mazedonien und in Griechen-
land!
Um NATO, Nationalismus und die Ar-
mut zu besiegen, müssen wir das Kapital 
international stürzen. Hoch die internati-
onale Solidarität!                                      

EIN STREIT UM  
DEN NAMEN

KONFLIKT ZWISCHEN GRIECHENLAND UND MAZEDONIEN
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Andrej Deckard

Der Mord am Journalisten Jan Kuciak 
hat die slowakische Regierung dazu ge-
zwungen abzutreten, was aus diesem Er-
eignis eines der wichtigsten in der Politik 
der Slowakischen Republik macht. Wie 
überall in Europa leidet unter den Aus-
wirkungen der kapitalistischen Krise mit-
samt gesellschaftlichem Rechtsruck vor 
allem die Sozialdemokratie, die die größte 
Partei in der jetzigen Koalitionsregierung  
ist. 

Die slowakische Sozialdemokratie (Smer) 
ist im europäischen Vergleich eine der 
stärksten sozialdemokratischen Parteien 
in der Europäischen Union. Bei den Wah-
len 2012, als sie ihr bisher bestes Ergebnis 
erreichte, schnitt sie mit 44 % deutlich 
besser ab, mit einer Zahl, die die meis-
ten sozialdemokratischen Parteien lange 
nicht mehr erreichen konnten. Sie ist als 
Partei in ihrer ökonomischen Politik im 
Vergleich zu westeuropäischen sozialde-
mokratischen Parteien verhältnismäßig 
links anzusiedeln während das sozial-
chauvinistische Element (die nationalisti-
sche Spaltung der Arbeiter*innenklasse) 
weit stärker ausgeprägt ist. Hier schlägt 
sie auf die reaktionäre Note – sie spricht 
sich gegen Migration, LGBT Rechte und 
andere unterdrückte Gruppen wie bspw. 
Roma aus. 

Dies ist vor allem auf die weit verbrei-
teten reaktionären Positionen und Ras-
sismus in der slowakischen Gesellschaft 
zurückzuführen. Zwei Drittel aller Bür-
ger*innen hätten ein Problem mit ei-
nem Roma Nachbarn (ähnlich schlimme 
Zahlen gibt es auch im Verhältnis zu jü-
dischen, muslimischen oder schwarzen 
Menschen). In den letzten Wahlen im 
Jahr 2016 gab es aber für die Smer einen 
wesentlichen Abfall an Stimmen. Sie ver-
lor ein Drittel ihrer Stimmen und stürz-
te auf 28 % ab, was vor allem mit einer 
Stärkung der rechten und faschistischen 
Kräfte in der „Flüchtlingskrise“ einher  
ging.

Korruptionsvorwürfe

Der Mord an Jan Kuciak verursachte we-
gen seiner Reportage über die Machen-
schaften der italienischen Mafia in der 
Slowakei, die gewisse Verbindungen zur 
Regierung und (über eine Beraterin) zum 
Ministerpräsident hätte, eine Welle von 
Empörung in den bürgerlichen Parteien 
und der bürgerlichen Presse. Die Sozial-
demokratie ist nach 10 Jahren Regierung 
(mit 2-jähriger Unterbrechung) eine von 
der bürgerlichen Gesellschaft verhasste 
Partei, mit dem Hass konzentriert gegen 
den jetzt ehemaligen Prämierminister 
Fico. Diese Hass- und Oppositionskam-
pagne wird vor allem von den bürgerli-
chen Medien organisiert und basiert vor 
allem auf Vorwürfen der Korruption. 
Korruption war bis jetzt das größte The-
ma in der slowakischen Politik. Der Mord 
von Jan Kuciak wurde deshalb gleich von 
den bürgerlichen Parteien und Medien 
für eine Anti-Fico Kampagne genutzt, 
mit dem Resultat der größten Proteste 
seit der Samtenen Revolution von 1989. 
Diese Proteste werden von drei Stu-
dent*innen  unter dem Motto „Für eine 
anständige Slowakei” organisiert, die eine 
sehr klare Orientierung auf Neuwah-
len legen, in denen wahrscheinlich die 
heutige Regierungskoalition nicht mehr 
zustande kommen könnte und die bür-
gerlichen Kräfte eine Regierung ohne die 
bürgerliche Arbeiter*innenpartei Smer 
aufstellen könnten. Die Verantwortung 
für den Mord wird in der slowakischen 
Gesellschaft und in den bürgerlichen 
Medien als zuverlässig dem Ministerprä-
sident zugeschrieben, und wenn nicht, 
dann wenigstens in Form von morali-
scher und indirekter Schuld. 

Der Druck der Proteste und der Medien, 
von denen beide teilweise zu einem Sturz 
der Regierung aufgerufen haben, haben 
den Rücktritt von Fico und der Regierung 
verursacht und die Bildung einer neuen 
Regierung ohne den alten Ministerpräsi-
dent, Innenminister, Justizminister und 
anderen, aber immer noch mit der Sozi-

aldemokratie als der größten Regierungs-
partei. Der „Umsturz” der Regierung soll 
mittlerweile durch legale Wege passieren, 
also durch eine Einberufung von vorge-
zogenen Neuwahlen, die durch ein Volks-
begehren ermöglicht werden sollen. 

Risiken und Chancen

Der Weg von hier aus ist klar: In den 
nächsten Wahlen, wann immer die auch 
stattfinden werden, drohen die offen bür-
gerlichen Parteien zu gewinnen und die 
nächste Regierung aufzustellen. Die libe-
rale SaS (Freiheit und Solidarität), die bei 
den letzten Wahlen 12 % erreichte und 
in aktuellen Umfragen bei 16 % steht,  
könnte stärkste Kraft werden. Auch an-
dere ultrarechte konservative Kräfte, wie 
die Slowakische Nationalpartei (SNS), , 
könnten gestärkt aus den nächsten Wah-
len hervorgehen. Eine ähnlich reaktionä-
re, neoliberale Regierung ist zu erwarten, 
ähnlich wie in allen Nachbarstaaten – der 
Tschechischen Republik, Polen, Ungarn, 
Ukraine und Österreich. Folgen würden 
alle Konsequenzen – Privatisierungen, 
Sozialabbau, Prekarisierung und Ar-
beitszeitflexibilisierung, kombiniert mit 
rassistischer und sexistischer Hetze und 
Repression. 

Die Arbeiter*innenklasse kann also nicht 
einfach auf die bürgerlichen Kampagnen 
gegen die Smer aufspringen. Sie braucht 
eine unabhängige Stimme, die die bür-
gerliche Politik samt der Korruption der 
Smer ankreidet, gleichzeitig vor den Plä-
nen der SaS und der SNS warnt und die 
Krise der Sozialdemokratie für eine pro-
letarische politische Alternative ausnutzt. 
Eine solche Alternative kann konsequen-
ter Weise nur eine neue Arbeiter*innen-
partei zur revolutionären Überwindung 
des Kapitalismus sein. Mit der Arbeit für 
eine solche Partei muss man schon heute 
beginnen mit der Ausarbeitung eines re-
volutionären Programms für die Slowakei 
und dem Aufbau einer klaren kommunis-
tischen Organisation.                               
 

DIE KRISE DER SOZIALDEMO-
KRATIE IN DER SLOWAKEI

NACH DEM JOURNALISTENMORD
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Dave Stockton
Workers Power Britain

Bei den italienischen Nationalwahlen 
konnten weder die einzelnen Parteien noch 
die beiden großen Koalitionsblöcke genü-
gend Sitze für eine Mehrheit im Parlament 
erringen.

Die großen Gewinnerinnen am 4. März 
waren zweifellos die Fünf-Sterne-Be-
wegung (MoVimento 5 Stelle) mit 32,6 
% und die Lega Nord (La Lega) mit 
17,4 %. Diese populistischen Partei-
en, die nie an der Regierung beteiligt 
waren, verdrängten die traditionell re-
gierenden Kräfte der Demokratischen 
Partei (Partito Democratico, PD) mit 
18,7 % und Silvio Berlusconis seit 2013 
wieder umbenannte Forza Italia (FI)  
mit 14 %.

Weil die Fünf-Sterne-Bewegung allein 
über keine Mehrheit verfügt, hat sie 
ihr Versprechen aufgegeben, nicht in 
einer Koalition zu regieren. Da sie be-
hauptet, „weder links noch rechts“ und 
„post-ideologisch“ zu sein, dürfte ihre 
Suche nach einer Regierungspartnerin 
auch durch ihre berühmten fünf Prinzi-
pien nicht behindert werden: öffentliche 
Wasserversorgung, umweltfreundlicher 
Verkehr, nachhaltige Entwicklung, Recht 
auf Internetzugang und Umweltschutz.

Die Fünf-Sterne-Bewegung teilt die de-
magogischen Angriffe der Lega auf die 
600.000 Migrant*innen, die seit 2013 
nach Italien eingereist sind und denen 
von den EU-„Partnern“ Frankreich und 
Österreich die Einreise verweigert wurde. 
Matteo Salvini, Lega-Politiker und ein ek-
elhafter, rassistischer Demagoge, will sie 
alle abschieben. Wie und wohin kann er 
nicht sagen. Berlusconi und seine Forza 
Italia haben ihre „humane“ Version hin-
zugefügt: „Wir müssen verhindern, dass 
Rassismus Wurzeln schlägt, indem wir 
auf humane Weise alle Illegalen auswei-
sen und den Italiener*innen ein Gefühl 
der Sicherheit zurückgeben.“

Verbunden mit der Lega und Forza Ita-
lia sind die „post-faschistischen“ Fratelli 
d’Italia (Brüder Italiens, FdI), die fast 1,5 
Millionen und somit 19 Sitze gewannen. 
Sie sind Nachfolger der Movimento Soci-
ale Italiano (Italienische Sozialbewegung, 
MSI) und der Alleanza Nazionale, ob-
wohl sie sich heute als national-konserva-
tiv bezeichnen. Zusammen mit der Lega 
bilden sie eindeutig eine rassistische und 
gegen die Arbeiter*innenklasse gerichtete 
Kraft, die in einer schweren wirtschaftli-
chen und sozialen Krise leicht zu ihren 
faschistischen Wurzeln zurückfinden 
könnte.

Während die Lega den Norden erobert 
hat – einschließlich der Industriegebiete, 
in denen die alte Kommunistische Partei 
Italiens (Partito Comunista Italiano, PCI) 
stark war – und die zentralen Provin-
zen um Rom herum, hat die Fünf-Ster-
ne-Bewegung den Mezzogiorno (Süden) 
einschließlich Sizilien erobert und Ber-
lusconi in seinen ehemaligen Hochbur-
gen geschlagen. Die Fünf-Sterne-Bewe-
gung gewann 49 % in Kampanien, 48 
% in Sizilien, 44 % in Apulien, 43 % in 
Kalabrien und der Basilikata und 42 % in 
Sardinien. Es ist klar, dass Luigi Di Maio 
unter Druck stehen wird, etwas Sinnvol-
les für seine verarmte Wählerschaft zu 
tun. Um diesen Sieg zu erreichen, hat die 
Fünf-Sterne-Bewegung den vielen ar-
beitslosen Jugendlichen in der Region ein 
allgemeines Grundeinkommen sowie ein 
hartes Durchgreifen im Kampf gegen die 
enorme, die italienische Politik verseu-
chende Korruption versprochen.

Der krisengeschüttelte Kapitalismus

Doch der italienische Kapitalismus steckt 
nach wie vor in großen Schwierigkeiten, 
sowohl aus heimischen als auch interna-
tionalen Gründen. Offensichtlich haben 
sich sowohl die Sparmaßnahmen der 
Europäischen Union als auch der Druck 
des italienischen Großkapitals auf Re-
gierungen der Rechten wie der „Linken“ 
als unfähig erwiesen, auch nur ein Pro-

blem des italienischen Kapitalismus zu 
lösen. Ja, sie haben diese nur explosiver  
gemacht.

Entscheidend ist, die enormen inneren 
Widersprüche und Ungleichheiten des 
italienischen Kapitalismus zu verstehen. 
Einerseits basiert er auf einem hochent-
wickelten, massiv konzentrierten und 
stark zentralisierten Finanzkapital sowohl 
im Industrie- als auch im Bankensektor, 
andererseits prägt ihn ein hoher Anteil an 
kleinen und mittleren Unternehmen. All 
dies geht einher mit einer dramatischen 
regionalen Kluft zwischen einem hoch-
entwickelten Norden und dem verarmten 
Süden – einem Phänomen, das in ande-
ren großen imperialistischen Ländern 
Europas nicht zu sehen ist.

Während des letzten Jahrzehnts seit Be-
ginn der globalen Krisenperiode sind 
sowohl das italienische Finanzkapital 
als auch die kleinen Unternehmen dra-
matisch erschüttert worden. Die itali-
enischen Banken waren vom Zusam-
menbruch bedroht und erhielten große 
staatliche Rettungspakete. Gleichzeitig 
haben viele der kleineren Unternehmen 
enorme Schulden bei Banken gemacht, 
die sie zunehmend nicht mehr begleichen 
konnten. Derzeit haben die italienischen 
Banken noch immer mehr Forderungs-
ausfälle als der Rest der Eurozone zu-
sammengerechnet. Auch der italienische 
Staat weist – neben Griechenland – mit 
132,6 % die höchste Verschuldung im 
Verhältnis zum BIP auf. Diese Schulden-
last bedroht das Land und die EU mit 
einer Staatsinsolvenz. Diese kann jedoch 
nur durch einen erneuten, heftigen An-
griff auf die Arbeiter*innenklasse und 
die Armen oder durch staatliche Eingrif-
fe in den „Markt“, d. h. durch eine Ar-
beiter*innenregierung, die auch vor der 
Enteignung von Finanzkapital nicht Halt 
macht, verhindert werden.

Die Europäische Kommission wird wei-
terhin von der italienischen Regierung 
verlangen, dass sie Strukturreformen 
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ITALIENISCHE PARLAMENTSWAHLEN durchführt und die Haushaltsdisziplin 
verschärft, auch wenn dies – anders als in 
Griechenland – mit einigen Geschenken 
an die herrschende Klasse kombiniert 
werden kann und die Zinsen durch die 
Europäische Zentralbank niedrig gehal-
ten werden. Auch die Wertpapiermärkte 
werden mit einer Erhöhung der Risiko-
prämie bei Staatsanleihen auf einen star-
ken Anstieg der Staatsausgaben reagie-
ren.

Politische Krise hält an

Die großen Siegerinnen der Wahlen – 
populistisch und rassistisch wie sie sind 
– werden es jedoch schwer haben, in 
eine Regierung der Austerität und offe-
nen Angriffe einzutreten, welche auch 
ihre Wähler*innen sofort zu desillusi-
onieren erfordern würde. Außerdem 
wäre eine solche Regierung anfällig für 
demagogische Attacken seitens der par-
lamentarischen Opposition. Zudem 
ist es unwahrscheinlich, dass sich die 
verschiedenen „Anführer“ einander  
unterordnen.

Es ist unwahrscheinlich, dass Salvini sich 
Di Maios Führung oder Programm un-
terwerfen wird, das riesige Subventionen 
für den Süden beinhalten würde. Immer-
hin hat die Lega Jahrzehnte damit ver-
bracht, den Süden als untätigen Schma-
rotzer an Steuern des hart arbeitenden 
Nordens zu stigmatisieren, ja sogar die 
Abspaltung von Italien und die Grün-
dung eines neuen Staates namens Pada-
nia (nach dem Lateinischen für den Fluss 
Po) zu fordern.

Könnte sich die Fünf-Sterne-Bewe-
gung also mit der anderen Partei der 
„Kaste“ verbünden – ein Begriff, den 
sie von Podemos in Spanien übernom-
men haben? Auch das wäre schwierig, 
da die letzten Ministerpräsidenten der 
DP, Matteo Renzi und Paolo Gentiloni, 
sowohl das Gesetz zur Deregulierung 
der Beschäftigung verabschiedeten als 
auch eine Arbeitsmarktreform, die Kür-
zungen der Armutsbekämpfungspro-
gramme, für Pensionist*innen und der 
Sozialausgaben beinhaltete. Dennoch 
ist eine solche Zusammenarbeit nicht 
unmöglich, wenn man bedenkt, wie 
sehr die DP gedemütigt wurde – vom 
größten Wahlblock (Mitte-Links-Ko-
alition) zur dritten Kraft und von ehe-
mals fast 9 Millionen auf etwas mehr als 
6 Millionen Stimmen abgerutscht. Die 
DP ist daher kaum in der Lage, hart zu 

verhandeln, und würde wahrscheinlich 
noch mehr Sitze und Stimmen verlie-
ren, wenn sich Neuwahlen als notwendig  
erweisen.

In den kommenden Monaten ist jedoch 
eine anhaltende politische Krise nahe-
zu sicher. Eine solche Entwicklung wäre 
aber nicht nur durch eine Manöverphase 
zwischen parlamentarischen Fraktionen, 
den alten und neuen Eliten, geprägt, son-
dern könnte angesichts der strukturellen 

Wirtschaftsprobleme des italienischen 
Kapitalismus zum Ausbruch einer Schul-
den- und Finanzkrise führen, die wieder-
um die gegenwärtige, leichte wirtschaftli-
che Erholung in der EU beenden würde. 
All dies deutet auf eine Intervention der 
EU, aber auch des italienischen Staatsprä-
sidenten hin, um diese politische Krise 
zu „lösen“ – zum Beispiel durch eine Re-
gierung von Expert*innen oder Techno-
krat*innen.

Die extreme Rechte und die 
radikale Linke

Angesichts dieses politischen Durchei-
nanders könnten Kräfte außerhalb der 
Konkurrenten in diesem Machtkampf 
tatsächlich wachsen und die Situation für 
sich nutzen. In diesem Fall müssen wir 
die Stärke der radikalen Rechten, der Re-
formist*innen und der radikalen Linken 
betrachten.

Das Abschneiden der Linken war jäm-
merlich. Die kampferprobten Akti-
vist*innen der großen Mobilisierungen 
gegen G8 in Genua 2001 oder des Euro-
päischen Sozialforums 2002 in Florenz 
werden sich an die beeindruckende Vor-
stellung der italienischen Rifondazione 
Comunista (Partei der Kommunistischen 
Wiedergründung) erinnern. Mit histori-
schen Wurzeln in der Partito Comunista 
Italiano (PCI) und ihrer Verankerung im 
Netzwerk sozialer Zentren der antikapi-
talistischen Bewegung im ganzen Land 
wurde sie zu einem neuen Modell für 
die europäische Linke. Sie spielte eine 
führende Rolle in der Antikriegsbewe-

gung, die am 15. Februar 2003 drei Mil-
lionen Menschen auf die Straßen Roms  
mobilisierte.

Doch was ist aus dieser Bewegung ge-
worden? Tatsächlich bleibt nur noch Po-
tere al Popolo (Power to the People, PaP; 
deutsch: Macht dem Volk) übrig, das sich 
bei der Wahl als populistisches Bündnis 
ähnlich Spaniens Podemos präsentierte 
und gerade 1 % der Stimmen und somit 
keine Sitze gewinnen konnte. Noch bei 

der Wahl 2006 hatte Rifondazione 5,83 % 
der Stimmen und 41 Sitze erhalten. Wie 
konnte sie so tief fallen? Die Antwort ist 
einfach: Rifondazione trat in eine bür-
gerliche Regierung ein, die die Arbei-
ter*innenklasse attackierte. Der Eintritt 
in eine von der Demokratischen Partei 
angeführte Koalition erfolgte als angeb-
lich kleineres Übel im Vergleich zu Silvio 
Berlusconi. Rifondazione verteidigte die 
Sozialkürzungen und stimmte für mili-
tärische Interventionen im Libanon und 
in Afghanistan – inklusive Ausschluss der 
beiden Senator*innen, die gegen diese 
Einsätze gestimmt hatten. Doch für was 
das alles? Nur zwei Jahre später kehrte 
Berlusconi in sein Amt zurück und Ri-
fondazione gewann keinen einzigen Sitz, 
so dass zum ersten Mal seit 1945 kein*e 
einzige*r kommunistische*r Abgeordne-
ter im italienischen Parlament vertreten 
war.

Mit der Partei zerfielen die sozialen Be-
wegungen und die radikale Linke zer-
splitterte in winzige Sekten, was ein le-
bendiger Beweis dafür war, dass der Lohn 
für Opportunismus der politische Tod ist. 
Sogar diejenigen, die gegen den Ausver-
kauf von Rifondazione waren, haben sich 
schlecht geschlagen. Der „Block für eine 
revolutionäre Linke“, angeführt durch 
Marco Ferrando von der PCL (Partito 
Comunista del Lavoratori; Kommunisti-
sche Arbeiter*innenpartei), letztere 2006 
als Abspaltung von Rifondazione gegrün-
det, erhielt nur knapp 30.000 Stimmen 
bzw. 0,08 %.

Wie konnte sie so tief fallen? Die Antwort ist einfach: 
Rifondazione trat in eine bürgerliche Regierung ein, 
die die Arbeiter*innenklasse attackierte. Der Eintritt in 
eine von der Demokratischen Partei angeführte Koali-
tion erfolgte als angeblich kleineres Übel im Vergleich 
zu Silvio Berlusconi. 

“
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Dies spiegelt eindeutig eine historische 
sowohl organisatorische und als auch 
politische Krise der Arbeiter*innenklas-
se und der Linken wider, die durch den 
Niedergang der sozialen Bewegungen, 
die Unterstützung der Regierung Ren-
zi durch den Gewerkschaftsbund CGIL 
(Confederazione Generale Italiana del 
Lavoro) und die allgemeine Schwächung 
der Arbeiter*innenbewegung noch ver-
schärft wird. Darüber hinaus hat der 
Populismus der Fünf-Sterne-Bewegung 
die Linke weiter fragmentiert und deso-
rientiert. Auf Grund der Kombination 
aus Anti-Elitentum, post-modernen 
Formen im Wesentlichen plebiszitärer 
„Demokratie“ und ihrer EU-feindlichen 
Haltung verliebte sich ein ganzer Teil der 
italienischen Linken in einen autoritären, 
sich selbst inszenierenden Komödianten 
(Beppe Grillo), dessen Slogan für den 
Umgang mit der Korruption italienischer 
Politiker*innen „Vaffanculo!“ („Leck 
mich am Arsch!“) war.

Die radikale Linke hat die Augen vor sei-
ner im Wesentlichen rechtsgerichteten 
Politik einschließlich seines anti-europä-
ischen, italienischen Nationalismus ver-
schlossen. Von hier aus war es nur ein klei-
ner und logischer Schritt, Rassismus zu 
schüren und mit den „respektablen“ Par-
teien (DP, FI) und der extremen Rechten 
zu konkurrieren, die sich entschiedener 
gegen Geflüchtete und „Gastarbeiter*in-
nen“ wenden würden. Es zeigt einmal 
mehr, dass das Spiel mit einer nationalen, 
isolationistischen Antwort auf die Krise 
der EU und die Bildung eines europäi-
schen imperialistischen Blocks à la Brexit 
keine Chance für radikale sozialistische 
Politik liefert, sondern eine reaktionä-
re Antwort. Wie in gesamtitalienischem 
Maßstab wird auch ein internationalisti-
sches Programm und eine Politik, die das 
gemeinsame Interesse der Arbeiter*in-
nenklasse und der Massen in den Vorder-
grund stellt, einen Ausweg für die italie-
nische Linke und Arbeiter*innenklasse  
bieten.

Andernfalls drohen weitere Zersplitte-
rung und weitere Niederlagen – sei es 
durch eine Regierung der Sieger*innen 
bei den jüngsten Wahlen oder einer aus 
Technokrat*innen. Darüber hinaus wenn 
die Linke keine politische Antwort, ba-
sierend auf einem Aktionsprogramm, 
zur Bewältigung der Krise geben kann, 
könnte die radikale Rechte, einschließ-
lich der faschistischen Kräfte, somit 
leicht von der Ernüchterung der Bevöl-

kerung durch die nächste Regierung  
profitieren.

Es gibt zwei offen faschistische Organi-
sationen. CasaPound Italia (CPI), an-
geführt von Gianluca Iannone, erhielt 
mehr als 300.000 Stimmen und knapp 
1 %, Forza Nuova (FN; deutsch: Neue 
Kraft), angeführt von Roberto Fiore in 
der Koalition „Italien den Italiener*in-
nen“, erzielte 125.000 Stimmen, was nicht 
einmal 0,5 % entspricht. Zwar stellen 
diese Gruppierungen keine ernstzuneh-
mende politische Kraft an der Wahlur-
ne dar, dennoch sei daran erinnert, dass 
auch die Nazis 1928 und somit fünf Jahre 
vor der Machtübernahme nur 2,8 % der 
Stimmen (damals 810.000 von 31 Milli-
onen Wähler*innen) gewonnen hatten. 
Der Faschismus beginnt seinen Aufstieg 
nicht in den Wahlkabinen, sondern auf 
den Straßen.

Dies zeigt sich jetzt schon durch eine Se-
rie physischer Angriffe auf Flüchtlinge, 
Immigrant*innen und Linke, hinter de-
nen CasaPound Italia und Forza Nuova 
stehen. Es ist nicht verwunderlich, dass 
sie sich auf Benito Mussolinis faschis-
tisches Programm von 1919 rückbezie-
hen. Aber um eine Chance zu haben, 
ihn nachzuahmen, müssen sie der Bour-
geoisie zunächst einen Dienst erwei-

sen, indem sie in einer Zeit tiefer wirt-
schaftlicher und politischer Krise einen 
drohenden Arbeiter*innenwiderstand  
zerschlagen.

Die Wahlen im Jahr 2018 haben die bür-
gerlichen Parteien – dem Muster der bri-
tischen und deutschen Wahlen folgend – 
vor ernsthafte Probleme gestellt. Für die 
herrschende Elite Italiens stellt sich nun 
die Frage, ob sie die offen rassistischen 
Populist*innen der Lega ins Amt holen 
soll, die dem Euro kritisch gegenüberste-
hen und klare Ansagen gemacht haben, 
600.000 Geflüchtete und Migrant*in-
nen auszuweisen. Oder soll sie versu-

chen, die Fünf-Sterne-Populist*innen zu 
zähmen, die ihren Wähler*innen teure 
Versprechen gemacht haben. Eine Gro-
ße Koalition hingegen würde dem Ver-
such gleichkommen, Öl und Wasser zu  
vermischen.

Für die italienische Linke – Reformist*in-
nen und Möchtegern-Revolutionär*in-
nen – ist es fast ein Jahr Null. Italien kann 
sich auf eine lange Tradition von Mas-
senarbeiter*innenparteien, militanten 
Gewerkschaften sowie linken und spon-
tanen Aufständen libertärer Jugendlicher 
stützen. Aber um etwas zu erreichen, ist 
es essentiell, die harten Lehren aus den 
letzten zwanzig Jahren zu ziehen. Dazu 
gehört es, den parlamentarischen Kre-
tinismus abzulehnen, ohne Wahlen als 
solchen den Rücken zu kehren. Dazu 
gehört auch die Ablehnung von Volks-
front-Bündnissen mit offen bürgerlichen 
Parteien, um „die Rechte zu blockieren“ 
und das vermeintlich geringere Übel zu 
wählen.

Wahrscheinlich werden sie in den weni-
gen verbliebenen Hochburgen von vorne 
anfangen und sich auf die Gewerkschaf-
ten stützen müssen, die sich gegen die 
Angriffe der neuen Regierung wehren 
werden, wenn sie kommen. Offensicht-
lich wird die Verteidigung der Geflüch-

teten ein kritischer Ansatzpunkt sein, 
da mit Sicherheit entweder eine „Mit-
te-Links“- oder eine Rechtsregierung sie 
angreifen wird.

Um aber eine neue Kampfpartei der ita-
lienischen Arbeiter*innenklasse aufzu-
bauen, ist ein revolutionäres Programm 
unerlässlich, um das Debakel von Ri-
fondazione und die versäumten Chan-
cen der mächtigen sozialen Bewegun-
gen der frühen 2000er Jahre nicht zu  
wiederholen.                                              

Für die herrschende Elite Italiens stellt sich nun die Fra-
ge, ob sie die offen rassistischen Populist*innen der Lega 
ins Amt holen soll, die dem Euro kritisch gegenüberste-
hen und klare Ansagen gemacht haben, 600.000 Ge-
flüchtete und Migrant*innen auszuweisen. Oder soll sie 
versuchen, die Fünf-Sterne-Populist*innen zu zähmen, 
die ihren Wähler*innen teure Versprechen gemacht  
haben.

“
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Heidi Specht

Am 21. März hielt ÖVP-Finanzminister 
Löger seine erste Budgetrede. Diese führt 
konsequent den Kurs fort den die schwarz-
blaue Regierung seit Anbeginn fährt: 
Staatsverschuldung senken, Abgabenquote 
senken, Steuergeschenke für Reiche und 
Unternehmen finanziert durch Kürzungen 
bei Sozialleistungen. Mit Einsparungen 
in der Höhe von 2,5 Milliarden Euro will 
die Regierung ab 2019 sogar einen kleinen 
Überschuss erzielen.

„Leistung muss sich wieder lohnen“

Leistung ist für den Finanzminister, wie 
für die gesamte Regierung, eine zentrale 
Frage. Zum Beispiel der Familienbonus, 
der sich für höhere Einkommen stärker 
lohnt. Je mehr man verdient, umso mehr 
leistet man, umso mehr Anerkennung 
und Förderung verdient man, so die Lo-
gik der Regierung. Herr Löger findet es 
entscheidend, dass jenen die arbeiten 
„nicht weniger bleibt, als jenen die Soli-
darleistungen beziehen.“ Ohne Frage ist 
es eine Katastrophe, dass viele Menschen 
trotz Vollzeitjob kaum vom Gehalt leben 
können. Doch eine Steigerung der Löh-
ne hat der Finanzminister nicht im Sinn. 
Stattdessen will er bei der Arbeitsmarkt-
finanzierung 1,5 Milliarden einsparen. 
Unter anderem soll bei der Mindestsi-
cherung gespart werden, nachdem die 
Deckelung auf 1.500 € vom Verfassungs-
gerichtshof gekippt wurde, wird jetzt ein 
Alternativplan gesucht. Ohne zu wissen 
wie, sind dabei ab 2019 Einsparungen 
in der Höhe von 250 Millionen geplant. 
Außerdem ist eine rassistische Kürzung 
vorgesehen, nämlich, dass der Bezug der 
Mindestsicherung daran geknüpft ist, 
dass man in den letzten 6 Jahren mindes-
tens 5 Jahre in Österreich gelebt hat.

Die Kürzung des AMS-Budgets ergibt 
sich vor allem aus der Beendigung der 
Aktion 20.000, bei der ältere Arbeitslo-
se wieder in den Arbeitsmarkt integriert 
werden sollten, und des Beschäftigungs-

bonus (eine Lohnnebenkostensubven-
tion für Unternehmen). Die Pläne die 
Notstandshilfe mit dem gestaffelten „Ar-
beitslosengeld Neu“ abzuschaffen sind 
nach wie vor aufrecht. Gleichzeitig wird 
nichts getan um die horrenden Mehr- 
und Überstundenzahlen zu bekämpfen, 
stattdessen sollen durch die Einführung 
des 12-Stunden-Tages weitere Überstun-
den in Mehrstunden umgewandelt wer-
den.

„Sparen im System“?

Damit meint der Finanzminister Einspa-
rungen in der Bundesverwaltung, aber 
insbesondere auch generell im öffent-
lichen Dienst: Zum Beispiel reduzierte 
Nachbesetzungen im öffentlichen Dienst 
(außer in den Bereichen „Sicherheit“ und 
Bildung). Insgesamt sollen 1.372 Stellen 
eingespart werden – dass das Arbeitsvo-
lumen dabei auch reduziert wird kann 
man wohl aus Erfahrung ausschließen. 

Der Bereich „Sicherheit“ soll als einziger 
aufgestockt werden, 4.563 neue Plan-
stellen, 4.100 davon bei der Polizei, sind 
im Budget eingeplant. Die Regierung 
versucht uns einzureden, dass es dabei 
darum ginge uns vor Kriminalität und 
Terrorismus zu schützen, doch laut dem 
Kurier vorliegenden Rohdaten ist die 
Kriminalitätsrate 2017 sogar gesunken. 
Der Schrei nach mehr Sicherheit von 
Seiten der Regierung dient also einer-
seits der „Beruhigung“ der Bevölkerung 
angesichts der Verunsicherung mittels 
rassistischen Hetze, andererseits können 
die Polizist*innen ja auch anderweitig 
eingesetzt werden. Ein offensiveres Vor-
gehen der Polizei, zum Beispiel gegen 
linke Demonstrationen, ist nur eine von 
vielen Möglichkeiten wie die Regierung 
die aufgestockten Sicherheitskräfte gegen 
die Bevölkerung verwenden kann.

Die Budgetplanungen für Heer und Justiz 
sind bereits jetzt ein Thema, das auch in-
nerhalb der Regierung für Unmut sorgen 
könnte. Die Justizbeamt*innen kämpfen 

insbesondere gegen den Abbau von Rich-
ter*innenstellen.

Wo jedoch beim System gespart wird 
wenn für die Parteienförderung – teils 
aufgrund der EU-Wahlen, teils aufgrund 
einer Anhebung – wieder deutlich mehr 
eingeplant ist, erschließt sich wohl kaum 
jemandem. Genauso merkwürdig scheint 
dabei, dass 10 Millionen zusätzlich für 
die Generalsekretariate und politischen 
Büros der Minister*innen zur Verfügung 
gestellt werden.

Rassismus pur

Massiv eingespart werden soll bei all je-
nen die keine österreichische Staatsbür-
ger*innenschaft besitzen, allen voran bei 
Asylwerber*innen. Sei es durch die be-
reits genannten Pläne für die Mindestsi-
cherung oder die Anpassung der Famili-
enbeihilfe an die Lebenserhaltungskosten 
des Landes in dem das Kind lebt – bei di-
rekten Leistungen soll deutlich eingespart 
werden. Doch auch indirekt finden sich 
auf verschiedenen Ebenen Einsparungen, 
die insbesondere Menschen mit nicht-
deutscher Muttersprache treffen. Einige 
Kürzungen beim AMS aber auch im Bil-
dungsbudget sind direkt gegen sie gerich-
tet. Und auch die Kürzung der Mittel für 
den Auslandskatastrophenfonds ist klar 
der nationalistischen Ausrichtung dieser 
Regierung geschuldet.

Orientierung auf die Zukunft?

Die Erhöhung des Bildungsbudgets ist 
kaum mehr als ein paar Peanuts, insbe-
sondere wenn man sich ansieht, dass es 
seit Jahren immer zu niedrig datiert wur-
de und Nachzahlungen erhielt. Die Mittel 
die zur Verfügung gestellt werden reichen 
nicht für mehr aus, als für die durch Ge-
hälter und Mieten steigenden Kosten.
Die noch in der alten Legislaturperiode 
beschlossene Steigerung des Universi-
tätsbudgets ist zwar prinzipiell positiv, 
jedoch ist auch bekannt was damit einher 
geht, nämlich eine Studienplatzfinanzie-

WER ZAHLT DRAUF IN  
ÖSTERREICH?

BUDGETREDE
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rung samt neuen Zugangsbeschränkun-
gen und Studiengebühren. Die Erhöhung 
der Forschungsprämie hingegen klingt 
zwar gut, bedeutet aber in letzter Instanz 
kaum mehr als, dass noch mehr Steuer-
gelder an Unternehmen gehen.

Klar problematisch für unsere Zukunft ist 
übrigens auch der Umgang mit der Um-
welt – denn das Umwelt- und Klimabud-
get soll gesenkt werden.

Vorsorge für Alter und Krankheit

Pensionen sind der größte Ausgaben-
bereich. Doch aufgrund der guten kon-
junkturellen Lage fließen auch mehr Pen-
sionsversicherungsbeiträge und damit 
müssen weniger Zuschüsse aus dem Bud-
get kommen. Gleichzeitig plant die Re-
gierung eine Pensionsreform zu der bis-
her wenig bekannt ist, bei der geförderten 
Altersteilzeit wird allerdings ein erster 
Schritt gemacht – so soll in den nächsten 
zwei Jahren das Mindestalter um jeweils 
ein Jahr steigen. Das bedeutet für Frauen 
wird sie dann erst ab 55 möglich sein, für 
Männer ab 60.

Die geplante Steigerung des Pflegegel-
des reicht leider auch nicht für mehr als 
die Abdeckung der steigenden Zahl an 
pflegebedürftigen Menschen. Und da-
bei lässt der Finanzminister auch schon 
anklingen, dass er nicht bereit ist solche 
Ausgaben dauerhaft aus dem Budget zu 
finanzieren – wiederum ist eine Reform 
geplant, der Inhalt aber unbekannt.

Und auch aus den Gemeinden kommt 
beim Thema der Pflege immer noch 
ein Aufschrei, weil die durch die Ab-
schaffung des Pflegeregress für die Ge-
meinden entstandenen Mehrkosten 
nur zu einem Bruchteil vom Bund ab-
gegolten werden. Auch hier bietet sich 
Konfliktpotential auch innerhalb der  
Regierung.

Senkung der Abgabenquote

Die Senkung der Abgabenquote ist ein 
zweischneidiges Schwert. Steuersenkun-
gen sind per se weder gut noch schlecht 
– die Frage ist welche Steuern gesenkt 
werden. Eine niedrigere Abgabenquote in 
Kombination mit dem Ziel der Senkung 
der Schuldenquote erfordert allerdings 
automatisch auch eine Senkung der Aus-
gaben – und auch hier stellt sich wieder 
die Frage welche Ausgaben gesenkt wer-
den sollen.

Die beschlossene Senkung der Arbeits-
losenversicherung bringt für niedrige 
Einkommen mal wieder gar nichts – bis 
1.381 € Bruttoeinkommen wird keine Ar-
beitslosenversicherung gezahlt. Darüber 
gibt es eine Staffelung. Es muss die Frage 
gestellt werden wie eine solche Maßnah-
me finanziert werden soll. Bei jeder klas-
sischen Versicherung bedeutet weniger 
einzuzahlen auch weniger Leistung. Im 
konkreten Fall bedeutet weniger Einnah-
men durch die Arbeitslosenversicherung 
wohl auch weniger Geld für das AMS. 
Wen eine geplante Reform des AMS am 
härtesten treffen würde ist offensichtlich: 
Jene die bereits am Boden liegen. Älte-
re Arbeitslose, Langzeitarbeitslose und 
Migrant*innen – doch auch Jugendar-
beitslosigkeit könnte bei solchen Maß-
nahmen wieder ein größeres Thema wer-
den. Die versprochene Abschaffung der 
kalten Progression hingegen findet sich 
nicht im Budget.

Die bereits beschlossene Senkung der 
Umsatzsteuer für Nächtigungen ist ein 
Geschenk an die Tourismusbranche, 
ein Geschenk an die Unternehmen. 
Um solche und mehr Steuergeschen-
ke an die reiche Klientel von ÖVP und 
FPÖ zu finanzieren, muss eingespart  
werden.

Reaktion der Sozialdemokratie

Das Nulldefizit ist für die SPÖ kein gro-
ßer Erfolg – ist es doch so, dass bei der 
derzeitigen guten konjunkturellen Ent-
wicklung automatisch die Steuereinnah-
men ansteigen und die Ausgaben für 
Sozialleistungen sinken. Das ist faktisch 
durchaus richtig, jedoch gibt es viele 
Dinge an diesem Budget die kritikwür-
diger sind als die Frage, ob das Nullde-
fizit eine große Leistung ist oder eben 
nicht. Die SPÖ will damit aussagen, dass 
es ihre Politik in der Vergangenheit war 
die jetzt das Nulldefizit möglich macht. 
Das ist in hohem Grade lächerlich, 
denn der viel beschworene Aufschwung 
hat vor allem etwas mit der europäi-
schen konjunkturellen Entwicklung zu 
tun und wenig mit dem Kern‘schen  
Plan A.

Ihrer Rolle als parlamentarische Oppo-
sition wird die SPÖ gerecht – sie wettert 
brav im Parlament gegen dieses Budget 
und veröffentlicht auch Kritik auf ihrer 
Homepage. Ihre Kritikpunkte sind dabei 
auch oftmals nicht falsch, so kritisiert die 

SPÖ ein „Sparen bei den Menschen“ (wir 
unterstellen an dieser Stelle, dass sie trotz 
der Inhaltslosigkeit der Formulierung die 
einfache, arbeitende Bevölkerung meint). 
Aber über ihre Kritik im Parlament, im 
Internet und in Medien geht sie aber 
(mit Ausnahme einzelner Sozialdemo-
krat*innen und den Jugendorganisatio-
nen) nicht hinaus, sie hat kein Interesse 
einen außerparlamentarischen Wider-
stand zu leisten, denn ihr geht es ledig-
lich um die bequeme Inszenierung als  
Wahlalternative.

Wenn man sich an ihre Regierungszeit 
erinnert und an all jene reaktionären 
Maßnahmen die sie in Anbiederung 
an die ÖVP und das Kapital („Wirt-
schaftsstandort“) mitgetragen hat, dann 
bleibt auch noch der Eindruck einer be-
leidigten Leberwurst, die sich von der 
Hauptagentur der österreichischen Ka-
pitalist*innenklasse (die ÖVP) verprellt  
fühlt.

Widerstand ist notwendig

Die Regierung hat uns mit dieser Bud-
getrede einmal mehr gezeigt für wen sie 
Politik macht. Für die Reichen und Un-
ternehmen, gegen Arbeiter*innen, Ar-
beitslose, Migrant*innen und Frauen. 
Sie wird immer wieder versuchen ihre 
Maßnahmen als arbeiter*innenfreund-
lich darzustellen, um den Widerstand 
so gering wie möglich zu halten. Es ist 
daher dringend notwendig hinter die 
Kulissen zu schauen und ihre Politik zu 
entlarven. Die Sozialdemokratie und die 
Gewerkschaften müssen in die Verant-
wortung gezogen werden, um die Arbei-
ter*innenklasse insbesondere über die 
Gewerkschaften gegen die Regierung zu 
mobilisieren.  

Um erfolgreich zu sein braucht es eine 
Verbindung der Kämpfe aller Unter-
drückten in einer Einheitsfront der Lin-
ken und der Arbeiter*innenbewegung. 
Nur so haben wir die Chance uns die-
ser reaktionären Regierung erfolgreich 
entgegenzustellen. Doch unser Ziel darf 
nicht sein nach dieser Regierung wieder 
zur Sozialpartner*innenschaft und SPÖ-
VP-Koalition zurück zu kommen. Viel-
mehr muss der Widerstand Aufbau einer 
revolutionären Arbeiter*innenpartei ge-
nutzt werden, die diese Regierung genau-
so wie den Kapitalismus mit allen seinen 
Übeln bekämpft.                                       
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Der Arbeiter*innenstandpunkt 
zehn mal im Jahr ins Haus ge-
liefert. Das bedeutet, wenn der 
Handverkauf auf der Demo nicht 
zu finden war, trotzdem die neue 
Ausgabe im Postkasten für euch - 
und ein bisschen mehr finanzielle 
Sicherheit für uns. Du bekommst 
10 Ausgaben für 20 Euro!

Deshalb gleich bestellen unter:

info@arbeiterinnenstanpunkt.net

Du bekommst die aktuelle Aus-
gabe und einen Zahlschein zuge-
schickt!

Der Arbeiter*innenstandpunkt ist 
eine internationalistische, kommu-
nistische Organisation. Unser Ziel 
ist die Schaffung einer klassenlosen 
Gesellschaft, in der es keine Ausbeu-
tung und Unterdrückung mehr gibt. 
Diese Gesellschaft kann nicht durch 
stetige Reformen erreicht werden, 
sondern erfordert einen radikalen, 
revolutionären Bruch der Arbeiter 
und Arbeiterinnen mit den heuti-
gen kapitalistischen Zuständen. Des-
halb unterstützen wir alle Kämpfe, 
Aktionen und Forderungen, die die 
Interessen der arbeitenden Bevölke-
rung zum Ausdruck bringen und die 
Keimform einer größeren, zukünfti-
gen Arbeiter*innenbewegung sind. 
Wir unterstützen jeden Kampf, sei er 
auch noch so klein, um die Lebensbe-
dingungen hier und jetzt zu verbes-
sern!

Der Sozialismus, für den wir kämp-
fen, kann nur international geschaffen 
werden. Die elementaren Bestandtei-
le und Forderungen – wie das Recht 
auf Nahrung, weltweiter Frieden oder 
eine solidarische Aufteilung der Ar-
beit auf alle Menschen – können nicht 
im nationalen Rahmen bestehen und 
verbinden die werktätige Bevölkerung 
auf der ganzen Welt miteinander. Wir 
haben daher nichts mit den Regimen 
des ehemals „real existierenden So-

zialismus“ gemein. In diesen Staaten 
herrschte nicht das arbeitende Volk, 
sondern eine bürokratische Kaste, 
die das Proletariat unterdrückte und 
sich selbst bereicherte. Die kapitalis-
tischen Herrschaftsformen, ob parla-
mentarische Demokratien oder offe-
ne Diktaturen, schützen hingegen die 
Macht der Elite aus Kapitalisten und 
Kapitalistinnen. Deshalb treten wir 
für eine Rätedemokratie ein, d.h. die 
demokratische Machtausübung der 
Arbeiterinnen und Arbeiter selbst 
durch direkte Wahl und Abwahl von 
Delegierten, auf die sich die Regie-
rung, die Staatsgewalt und sämtliche 
Verwaltungsgremien stützen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind 
wir in sozialen Bewegungen und 
Klassenkämpfen aktiv und kämp-
fen dort für ein Programm im Sinne 
der gesamten Arbeiter*innenklas-
se. In Großbetrieben bilden wir Be-
triebsgruppen und organisieren Be-
triebstreffen und Kampagnen gegen 
die aktuelle Kürzungs- und Sparpo-
litik der Bosse aus Wirtschaft und 
Politik. Auf dieser Basis üben wir Kri-
tik an der Gewerkschaftsbürokratie, 
die im Sinne der Sozialpartnerschaft 
schon lange nicht mehr konsequent 
für die Interessen der Beschäftigten 
eintritt. Trotzdem wollen wir den 
Gedanken der Gewerkschaft nicht 

verwerfen, denn als Institution der 
Lohnabhängigen selbst ist sie ein 
Kampfinstrument gegen die Ausbeu-
tung durch das Kapital. Wir treten 
dabei ein für eine Demokratisierung 
der Gewerkschaften und eine Ent-
machtung der Bürokratie durch den 
Aufbau einer kämpferischen Basisbe-
wegung. Unser Hauptanliegen ist es, 
die politischen und ökonomischen 
Teilkämpfe, z.B. am Arbeitsplatz, 
mit einer allgemein-politischen Per-
spektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der Ar-
beiter*innenklasse zur Einsicht in ihr 
gesamtgesellschaftliches Klasseninte-
resse verhilft.

Der Kapitalismus fordert tagtäglich 
unzählige Opfer und zerstört Men-
schenleben – durch Hunger, Krieg 
und Unterdrückung. Es ist an uns, 
diesem System etwas Neues entge-
genzusetzen. Kämpfe mit uns für den 
Aufbau einer neuen Partei der sozia-
listischen Revolution.

WER WIR SIND

JETZT 
ABONNIEREN!
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Liga für die Fünfte Internationale
Der Arbeiter*innenstandpunkt ist die österreichische Sektion 
der Liga für die Fünfte Internationale. Der Kapitalismus ist 
ein weltweites System der Ausbeutung und Unterdrückung. Es 
ist notwendig, ihn auch international zu bekämpfen. Deshalb 
kämpfen wir für eine neue, weltweite Partei der Arbeiter*in-
nen und Unterdrückten, eine fünfte Internationale. Die LFI hat 
Sektionen in Brasilien, Britannien, Deutschland, Frankreich, 
Österreich, Pakistan, Schweden, Sri Lanka und den USA.	
www.fifthinternational.org

Aktionsprogramm: 
Klassenkampf gegen die Krise des Kapitalismus!
Das Aktionsprogramm des Arbeiter*innenstandpunkt be-
schreibt den Aufbau einer neuen Partei der Arbeiter*innen 
und Unterdrückten und ihre zentralen Forderungen heute.
2014 - 36 Seiten A5 - 2 Euro

Broschüre: 
Jännerstreik 1918 und die Rätebewegung in Österreich
Die größte Streikbewegung in der Geschichte Österreichs 
war ein Kampf für bessere Lebensbedingungen, ein Auf-
stand gegen den Krieg und Anfang der Rätebewegung.
2018 - 36 Seiten A5 - 2,50 Euro

Trotzki: Eine Einführung
Leo Trotzki war ein Anführer der russischen Revolution 
1917, Kämpfer im Aufbau der jungen Sowjetunion und ein 
erbitterter Gegner Stalins. Sein Leben und Wirken enthält 
wichtige Lehren für revolutionäre Aktivist*innen.
2013 - 136 Seiten A5 - 7 Euro

Revolutionärer Marxismus 49:
1917 - 2017: 100 Jahre Russische Revolution
Vor 100 Jahren wurde der Kapitalismus in Russland über-
wunden. Eine Analyse der wichtigsten politischen Ent-
scheidungen damals und der Auswirkungen bis heute. 
2017 - 204 Seiten A5 - 8 Euro
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Russische Revolution
Das Programm der Revolution. Bruch und Wandel des Bolschewismus
Buchbesprechung: Rabinowitch, Die Sowjetmacht
Frauenbefreiung und russische Revolution
Stalinismus: Legitimer Erbe des Leninismus?
Modell Oktoberrevolution. Aktualität und Diskussion der
leninistischen Revolutionskonzeption
Lehren des Oktober
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